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Behördendeutsch trifft aufMenschenschicksale
Eine aktuelle Debatte kämpft mit Definitionsproblemen: Flüchtling? Migrant? Einwanderer?

BERLIN. Mit der Wortwahl in der
Flüchtlingsdebatte ist es so eine Sa-
che. Da nutzt manch einer gezielt
Metaphern wie „Asyl-Lawine“ oder
„Flüchtlingswelle“, um Ängste zu
schüren. „Es ist sogar in Fachkrei-
sen schwierig, die Begriffe klar zu
trennen“, sagt Thomas Liebig, Mi-
grationsexperte bei der Organisati-
on für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD).
„Dabei ist es sehr wichtig für die De-
batte und die Akzeptanz des Asyl-
systems, dass nicht alles in einen
Topf geworfen wird.“

Der Geschäftsführer der Organi-
sation Pro Asyl, Günter Burkhardt,
klagt: „Oft werden Begriffe benutzt,
um Politik zu legitimieren.“ Auf
EU-Ebene zum Beispiel sei in der
Debatte viel von Migranten die Re-
de, weniger von Flüchtlingen. „Da
schwingt dann die Deutung mit,
dass diese Menschen nicht aus poli-

tischen Gründen ihre Heimat ver-
lassen.“

Aber was ist der Unterschied?
„Flüchtlinge sind eine Untergruppe
der Migranten“, erklärt Liebig. „Das
lässt sich nicht synonym verwen-
den.“ Offizielle Stellen – wie die
OECD oder das deutsche Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) – definieren Migranten als
all jene, die ihre Heimat verlassen
und an einen anderen Ort ziehen,
meist in einen anderen Staat. Das
kann die Frau aus der Türkei sein,
die ihrem Ehemann in die Bundes-
republik hinterherzieht; der IT-Ex-
perte aus Indien, der in Deutsch-
land arbeitet; der junge Spanier, der
nach Berlin kommt, um sich dort
nach einem Job umzusehen. Es
kann aber auch der Syrer sein, der
vor Bomben in Aleppo flüchtet. Es
gibt also verschiedene Arten von
Migration: Familiennachzug, Ar-

beitsmigration, EU-Freizügigkeit –
und eben Flucht.

Es gibt dabei aber zwei wichtige
Unterschiede zwischen Asyl und
Arbeitsmigration. Das Recht auf
Asyl ist ein unverrückbares Grund-
recht. Ob der Asylbewerber aus Sy-
rien in Deutschland bleiben darf,
hängt allein von der Verfolgung in
seiner Heimat ab – und nicht von
anderen Faktoren wie Ausbildung,
Job oder Sprachkenntnissen. Bei
dem IT-Experten aus Indien, der in
Deutschland arbeiten will, ist das
anders: Der Staat kann diese Art der
Zuwanderung begrenzen und etwa
verlangen, dass jemand einen Ar-
beitsvertrag vorweist.

Das Asylsystem ist von der Ar-
beitsmigration strikt getrennt. Wer
in Deutschland einen Asylantrag
stellt, kann nicht einfach aus dem
Verfahren ausscheren und ein Ar-
beitsvisum beantragen.

Es gibt auch eine tückische Kluft
zwischen offiziellen Definitionen
und dem allgemeinen Sprachge-
fühl. Im alltäglichen Sprachge-
brauch wird Migration nicht unbe-
dingt als Oberbegriff verstanden,
der auch Flucht umfasst. Hier wer-
den Migranten oft begriffen als
jene, die aus freien Stücken ihr Hei-
matland verlassen, etwa aus wirt-
schaftlichen Gründen.

Auch beim Begriff Flüchtlinge
gibt es dieses Problem: Rein recht-
lich sind das nur jene, die nach ei-
nem erfolgreichen Asylverfahren
Schutz nach Genfer Flüchtlings-
konvention bekommen. Umgangs-
sprachlich werden als Flüchtlinge
aber oft alle bezeichnet, die aus der
Heimat fliehen, unabhängig von
den Gründen oder Asylchancen.
Manche sprechen daher bewusst
von „Schutzsuchenden“ oder „Ge-
flüchteten“. SN,dpa

Rechtsextreme
mitten im
Regierungsviertel
BERLIN. Die Fehleinschätzung
des Berliner Senats war fulmi-
nant: Wenige Hundert rechte bis
rechtsextreme Demonstranten
erwartete Innensenator Frank
Henkel (CDU) am Samstag in der
Hauptstadt. Durch das Regie-
rungsviertel liefen schließlich
fast 3000 grölende Neonazis und
Rechtspopulisten – vorbei an der
Bundespressekonferenz, dem
ARD-Hauptstadtstudio, Bundes-
tagsgebäuden und dem Reichs-
tag bis wenige Meter vor das
Brandenburger Tor. Die Mobili-
sierung der Gegenproteste aus
Parteien, Gewerkschaften und
Kirchen war in den Tagen zuvor
eher gering, auch die Medien hat-
ten spärlich berichtet. Entspre-
chend wenige Gegendemonst-
ranten versammelten sich, die
Polizei zählte nur etwas mehr als
tausend. SN,dpa

Parteienlandschaft wird umgepflügt
Die Flüchtlingskrise hat Folgen für das deutsche Parteiensystem: Der Durchmarsch der rechtspopulistischen AfD in drei
weitere Landtage stellt die Etablierten vor Probleme. Die Zeiten einfacher Regierungsbildungen sind vorbei.

STUTTGART, MAINZ, MAGDEBURG.
Schwere Niederlage für die CDU,
Freude und Frust bei der SPD, sehr
starke Grüne in Baden-Württem-
berg und eine triumphierende
rechtspopulistische Partei Alterna-
tive für Deutschland (AfD): Die
Landtagswahlen am Sonntag haben
die Parteienlandschaft gehörig
durcheinandergewirbelt. Der Ein-
zug der Rechtspopulisten in die
Landesparlamente von Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz und
Sachsen-Anhalt mit zweistelligen
Ergebnissen macht die Regierungs-
bildung schwierig. Die Abstimmun-
gen am „Super-Sonntag“, dem
wichtigsten Wahltermin seit der
Bundestagswahl 2013, galten auch
als Votum zur Flüchtlingspolitik
von Kanzlerin Angela Merkel
(CDU).

In Baden-Württemberg wurden
die Grünen von Ministerpräsident
Winfried Kretschmann erstmals in
der Geschichte der Bundesrepublik
stärkste Partei. Allerdings reicht es
für eine Fortsetzung der bundes-
weit ersten grün-roten Koalition
nicht.

Im Duell der Frauen in Rhein-
land-Pfalz verwies die SPD von Re-
gierungschefin Malu Dreyer die
CDU von Herausforderin Julia
Klöckner nach einem dramatischen
Wahlkampfendspurt doch noch
klar auf Platz zwei. Rot-Grün als
Koalition wurde aber abgewählt.

In Sachsen-Anhalt fuhr die noch
junge AfD, die nunmehr in 8 der 16
Landtage vertreten ist, ein Rekord-
ergebnis ein: Mit 21,8 bis 22,8 Pro-
zent wurde sie zweitstärkste Partei.

Nach den ersten Hochrechnun-
gen von ARD und ZDF sah es im Ein-
zelnen so aus:

In Baden-Württemberg
lagen die Grünen mit dem auch bei
konservativen Wählern geschätz-
ten Regierungschef Kretschmann
bei 32,1 bis 32,3 Prozent (2011: 24,2)
– und schoben sich damit in der
einstigen CDU-Hochburg vor die
Christdemokraten. Diese brachen
mit ihrem eher blassen Spitzenkan-
didaten Guido Wolf völlig ein und
wurden mit 27,5 Prozent (39,0) erst-

mals seit Gründung des Bundeslan-
des nicht stärkste Partei. Auch die
SPD fuhr mit 12,8 bis 13 Prozent
(23,1) ihr mit Abstand schlechtestes
Wahlergebnis im „Ländle“ ein.

Eine Zäsur für die Volksparteien:
Selbst für beide zusammen reicht es
nicht. Die AfD errang aus dem
Stand 12,5 Prozent. Die seit der ver-
lorenen Bundestagswahl 2013
schwächelnde FDP konnte sich mit
rund 8 bis 8,2 Prozent (5,3) im Land-
tag halten. Die Linke kam mit 3 bis
3,1 Prozent nicht in den Landtag.

Laut ZDF sah die Sitzverteilung
so aus: Grüne 45, CDU 37, SPD 18,
FDP 11, AfD 17. Damit käme ein
Bündnis von Grünen und CDU in-
frage. Rechnerisch wären auch
Dreierbündnisse mit der FDP mög-
lich: Einer rot-gelb-grünen Ampel
stehen allerdings die Liberalen
skeptisch gegenüber, einer knapp
möglichen „Deutschland-Koaliti-
on“ von CDU, SPD und FDP die Sozi-
aldemokraten.

Mit der im Zuge der Flüchtlings-
krise aufgestiegenen AfD will in al-
len drei Ländern keine andere Par-
tei koalieren.

In Rheinland-Pfalz
gewann keines der traditionellen
politischen Lager. Die seit 25 Jahren
regierende SPD wurde aber nach
jahrelanger Umfrageschwäche mit
37,3 bis 37,5 Prozent (2011: 35,7)
doch wieder stärkste Partei. Klöck-
ners CDU blieb mit 32,5 bis 32,8 Pro-
zent (35,2) unter ihrem alten Ergeb-
nis. Die 2011 erstarkten Grünen
stürzten auf 5 bis 5,4 Prozent ab
(15,4). Die FDP konnte nach fünf
Jahren Abwesenheit im Landtag mit
6,2 bis 6,4 Prozent (4,2) von einer
Rückkehr ausgehen. Die neu ange-
tretene AfD bekam auf Anhieb 10,2
bis 10,8 Prozent. Auch in Mainz
blieb die Linke mit 3,0 Prozent
draußen.

Daraus ergab sich laut ZDF fol-
gende Sitzverteilung: SPD 41, CDU

Sozialdemokratische Siegerin: Malu Dreyer (SPD) bleibtMinisterpräsidentin in Rheinland-Pfalz. BILD: SN/DPA

Grüner Triumph: Winfried Kretsch-
mann behauptet sich klar in Baden-
Württemberg. BILD: SN/AFP

36, Grüne 6, FDP 7, AfD 11. Auf die-
ser Basis käme eine Große Koalition
von SPD und CDU infrage oder ein
Dreierbündnis von SPD, Grünen
und FDP.

In Sachsen-Anhalt
verlor die seit 2002 regierende CDU
mit Ministerpräsident Reiner Ha-
seloff etwas und landete bei 29,2 bis
30,2 Prozent (2011: 32,5). Sie vertei-
digte ihre Position als stärkste Par-
tei. Allerdings stürzte ihr Junior-
partner SPD wie in Baden-Würt-
temberg ab: 11,6 bis 11,9 Prozent wa-
ren für eine Fortsetzung der Koaliti-
on zu wenig. Die Linke fiel mit nur
noch 16,7 bis 16,9 Prozent (23,7) hin-
ter die AfD als neue Nummer zwei
zurück. Die Grünen bangten am
Abend mit 5 bis 5,4 Prozent (7,1) um
den Verbleib im Landtag. Auch die
zuletzt dort nicht vertretene FDP
musste mit 5 Prozent (3,8) zunächst
zittern.

Damit würden die Mandate laut
ZDF wie folgt verteilt: CDU 43, SPD
16, Grüne 7, Linke 23, FDP 7, AfD 30.

So würde es für eine Neuauflage
von Schwarz-Rot nicht reichen.
Rechnerisch möglich wären eine
„Deutschland-Koalition“ aus CDU,
SPD und FDP oder Schwarz-Rot-
Grün. Kommen FDP und Grüne
nicht in den Landtag, könnte es für
Schwarz-Rot in Magdeburg reichen.
Dieses Bündnis regierte seit 2002.

Zu den drei Landtagswahlen wa-
ren rund 12,7 Millionen Bürger auf-
gerufen, gut ein Fünftel aller Wahl-
berechtigten in Deutschland. Im
Wahlkampf war neben regionalen
Themen die Flüchtlingsproblema-
tik bestimmend. Alle drei CDU-Spit-
zenkandidaten hatten sich dabei
von Merkels europäischem Kurs in
der Flüchtlingspolitik abgesetzt
und nationale Maßnahmen
Deutschlands zur Reduzierung des
Andrangs gefordert. Hingegen hat-
ten die Sozialdemokratin Dreyer
und der Grüne Kretschmann die
CDU-Vorsitzende bei diesem The-
ma unterstützt.

Je nach Regierungsbildung könn-
ten sich die Machtverhältnisse im
Bundesrat (Länderkammer) ver-
schieben. SN,dpa


